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Alle Sendungen ſind an Redakteur C. Schröder, in Halle a. S. Mittelſtraße 6 zu richten
nnig

r. Halle a. 5., den 15. Februar 1914. 21. Jahrgang

Mittelſtand und Freiſinn.
Gelegentlich der Debatten über den Etat für das

Reichsamt des Jnnern hat der Abgeordnete Bartſchat,
Mitglied der Fortſchrittlichen Volkspartei, des langen
und breiten über Mittelſtandsfragen geſprochen.

Der Abgeordnete Bartſchat kann aber über Redens
arten und allgemeine Phraſen nicht hinaus und wußte
ſein angebliches Jntereſſe für den Mittelſtand nicht
beſſer zu betätigen, als daß er die konſervative Partei
und den Bund der Handwerker heftig angriff, in dieſem
Angriff aber ebenfalls über allgemeine Redensarten und
Anklagen beim Submiſſionsweſen, der Gefängnisarbeit
und den vom Freiſinn ſtets als Warenhaus ver
ſchrieenen Verkaufsſtellen des Bundes der Landwirte
nicht hinauskam.

Der Abgeordnete Bartſchat verkennt die ſchwierige
Lage des Mittelſtandes vollkommen. Dem Detailver
kehr und Kleinhandel ſind die ſozialdemokratiſchen
Konſumvereine die ſchärfſte Konkurrenz. Das haben
Konſervative und Sozialdemokraten erkannt und deshalb
kämpfen die Konſervativen im Jntereſſe des Mittel
ſtands gegen die ſozialdemokratiſchen Konſumvereine und
ſind eifrig beſtrebt, den Mittelſtand in dem Konkurrenz
kampf gegen die ſozialdemokratiſchen Konſumvereine zu
unterſtützen und zu ſtärken. Da dieſe Konſumvereine
durch die gleichzeitig eingerichteten Sparkaſſen ihrer
Mitglieder, bei dem Konſumverein für Berlin und
Umgebung belaufen ſich die- Einlagen auf mehr als
2 Millionen Mark und bei dem Hamburger Konſum
verein ſogar auf mehr als 10 Millionen Mark, in der
Lage ſind, die den Mittelſtand vernichtende Konkurrenz
auszuüben, ſo haben die rechtsſtehenden Parteien in
ihrer Tätigkeit für den Mittelſtand mit dem Antrag
Wermuth auf Schaffung eines Depoſitengeſetzes, das
eine Regelung der Sparfaſſenfrage bringen muß, einen
Schritt getan, der für poſitive Arbeit im Intereſſe des
Mittelſtandes zeugt.

Von alledem weiß Herr Bartſchat nichts!
Aber auch die Sozialdemokratie hat den Wert der

Konſumvereine für ihre Ziele erkannt. Es iſt zum
Beweiſe nur nötig, an die Worte des Abgeordneten
Peus im Reichstag am 27. November v. J. zu er
innern, wo derſelbe erklärte:

Es iſt kein Unglück, wenn zahlreiche abhängige,
armſelige Mittelſtandsexiſtenzen verſchwinden,
verſchwinden durch die Konkurrenz der ſozialdemokra
tiſchen Konſumvereine und Genoſſenſchaftsbetriebe.

Auch hiervon weiß Herr Bartſchat nichts!
Die Rede des Abgeordneten Bartſchat ſoll dem

Mittelſtand und dem Handwerk Sand in die Augen
ſtreuen und dieſe über die wahren Urſachen ihres Rück
ganges täuſchen. Sie werden aber in ſteigendem Maße
lernen, Worte und Taten zu unterſcheiden und be
greifen, daß der mit der Sozialdemokratie verbündete
Freiſinn nicht der Vertreter von Mittelſtandsintereſſen
ſein kann.

Abg. Dr. Weruer-Gießzen (Wirtſch. Vgg.):
Der Mittelſtand muß ſich auf allen Gebieten gegen

die Schmutzkonkurrenz und das Pfuſchertum wehren.
Bei der Regierung findet er aber wenig Entgegen
kommen. Jns Sonntagsruhegeſetz hat man zuungunſten
der chriſtlich deutſchen Geſchäftsleute eine Ausnahme-

beſtimmung für die Juden aufgenommen. Das „Ber
liner Tageblatt“ hat im vergangenen Jahr das Aeußerſte
getan, um die deutſchen Jdeale herunterzuziehen. Jch
erinnere an die Beſchimpfung der deutſchen Turner in
Leipzig, an die Berichte über die Einweihung des
Völterſchlachtdenkmals. Jn allen Grenzgebietsfragen
hält es nicht zur nationalen Richtung, immer ſucht es
Verwirrung anzurichten, wie erſt jüngſt in der Zabern
Affäre. Wir bedauern daß der amtliche Nachrichten
dienſt verſagt. hat ſowohl bei der Reichsfinanzreform

wie auch bei der ZabernAffäre. Die Regierung ſollte
den Anzeigenteil der Blätter auf unzüchtige Anzeigen
hin genauer kontrollieren. Gegen die Warenhäuſer
muß endlich mal eingeſchritten werden. Sie ſind die
konzentrierte Form des unlauteren Wettbewerbs.

Es iſt ein unerhörter Unfug, daß das Warenhaus
Wertheim, das ganz im Beſitz von Juden iſt, zur
Weihnachtszeit einen großen Weihnachtsbaum in der
Auslage aufſtellen, Glocken läuten und Weihnachts
lieder vortragen ließ. Wir bedauern, daß Weihnachts
geſchenke von hohen Perſonen in jüdiſchen Geſchäften
gekauft werden. Die Konſumvereine bedeuten ebenſo
wie die Warenhäuſer eine ſchwere Schädigung des
Mittelſtandes. Wir ſtehen auf dem Boden der be
währten Wirtſchaftspolitik. Herr Gothein iſt ja ſelbſt
unter den Fortſchrittlern bald die letzte Säule der
entſchwundenen Freihandelspracht. Sein Parteifreund
Korell z. B. hat ſich im heſſiſchen Landtag als ent
ſchiedener Schutzzöllner bekannt, vielleicht weil er zu
fällig einen kleinbäuerlichen Wahlkreis vertritt. Wir
verlangen eine ausgiebige Mittelſtandspolitik. Denn
wenn der Mittelſtand fällt, fallen die Diamanten aus
den deutſchen Fürſtenkronen.

Keine Unterſchätzung des Gegners
Es pfeifen die Spatzen auf den Dächern der Ber

liner Warenhäuſer, daß Frau Sorge darin eingekehrt
iſt. Ein glänzendes Elend! An die Gründungen von
Wolff Wertheim knüpft ſich ſchon das ominöſe Wort
„Liquidation“, von großen Arbeiter und Angeſtellten
Entlaſſungen bei ſeinem großen Bruder A. Wertheim
weiß die Fama wohl noch mehr zu berichten, als der
Wirklichkeit entſpricht, Hermann Tietz klagt im „Berl.
Tagebl.“ in auffälligem Gegenſatz zu großen Spezial
geſchäften über ſehr ſchweres Geſchäft im letzten halben
Jahre, erwartet auch nicht viel von der Zukunft, und
von den Fabrikanten, die ſich einſt um die Warenhaus
kundſchaft riſſen, wird jetzt bei gewiſſen Berliner Waren
häuſern über recht langſame Zahlungsweiſe geklagt,
auch, daß ſie zu ſchönen Stiftungen und dergleichen
den Löwenanteil zahlen müſſen. Nun, uns ſoll es
recht ſein, ſo wie man ſich bettet, ſchläft man.

270 Berliner und auswärtige Groſſiſten trauern
um etwa eine halbe Million Mark Verluſt bei der vor
einigen Jahren erfolgten Pleite des Berliner Waren
hauſes Joſef Hirſchweh, das im Berliner Oſten die
„Stätte der Jntelligenz“ war.

Ein ſüßer Troſt iſt aber den Warenhäuſern ge
blieben, die Herren bürgerlichen und fürſtlichen Bankiers,
die ihnen ungezählte Millionen vorſchoſſen, werden auch
jetzt noch ſo manches Loch zuſtopfen, um nicht ihre in
beſſeren Zeiten gezahlten Millionen zu verlieren. Nur
darum konnte ſich auch W. W. ſo lange halten aber
jetzt ſcheint es dem Fürſtenkonzern doch bange zu
werden.

Bleibt die wirtſchaftliche Lage noch lange eine ſo
unbefriedigende wie jetzt, dann können wir uns auf die
ſchönſte Warenhauskrife nicht etwa nur in Ber
lin gefaßt machen; was dann in „Ausverkäufen“
mannigfachſter und vielleicht zum erſtenmal wirklich
berechtigter Art geleiſtet würde, iſt kaum auszudenken,
den Schaden von der Schleuderei aber würde zunächſt
doch wieder der ſelbſtändige Detailhandel tragen.

i ODoch, noch ſind wir nicht ſoweit, und wenn auch
die Expanſion der Berliner Warenhäuſer einſtweilen
ihren Höhepunkt erreicht haben dürfte, wenn auch in
den Rieſenpaläſten oft gähnende Leere herrſcht, beſonders
aber der Beſuch in den Neu und Erweiterungsbauten
arg enttäuſcht hat wir wollen nicht prophezeien,
ſondern wir wollen dringend warnen, etwa die Waren

hausgefahr jetzt zu unterſchätzen, wie ſie vielleicht einſt
mals unterſchätzt worden iſt! Wir haben auch noch
keine Statiſtik darüber, ob etwa die ehemalige Waren
hauskundſchaft jetzt ſich wieder dem Detailhandel zu

gewendet hat, oder ob ſie jhren Bedarf, beſonders in
Lebensmitteln, auf dem Wege des Schleichhandels, im
Beamtenwirtſchaftsverein oder in der Konſumgenoſſen
ſchaft deckt.

Nehmen wir alles in allem: Warenhäuſer nnd
Konſumvereine haben in der letzten Zeit einen gewiſſen
Stillſtand, teilweiſe einen Rückſchritt zu verzeichnen
vielfach kriſelt es auch bei ihnen, aber dieſe Tatſache
wird ihre Folge in ungeheuer vermehrten Anſtrengungen
dieſer Kleinhandelsfeinde haben, ſich zu behaupten und
wieder vorwärts zu gehen; und darum wäre es das
Allerverkehrteſte, wenn der ſelbſtändige Mittelſtand ſich
jetzt eitlen Selbſttäuſchungen und vagen Hoffnungen
hingeben, wenn er in Ruhe um nicht zu ſagen
Schlafmützigkeit abwarten wollte, wie der liebe
Gott für ihn ſorgen und die böſen Feinde vernichten
wirdl! Nein, nun erſt recht:

Stärkung der Organiſationen!
Einig wie ein Mann den Führern des ſelbſtändigen

Mittelſtandes gefolgt!
Jetzt gilt es, oder nie!

Halle.
Andere Zeiten andere Sitten

Es gab einmal eine Zeit, da galt im hl. Reich
deutſcher Nation der Grundſatz: Ein Mann, ein Wort.
Damals war aber der Mann ſo geartet, daß er ſich
dreimal beſann, bevor das Wort übers Gehege der
Zähne kam, war es aber gefallen, dann ſtand der
Mann zu ſeinem Wort und biß die Zähne überein
ander und trug die letzten Konſequenzen, mochte es
Feuer und Schwefel über ihn regnen. Das war jene
Zeit, in der das Lied entſtehen durfte, in dem es
heißt „Der Deutſche bieder, frei und ſtark.“ Moltke,
der Schweiger, der Mann mit fertigen Feldzugsplänen
in der Taſche und mit dem Erfolg auf ſeiner Seite,
könnte als ein Bild jener Zeit gelten Wenig Worte,
große Taten.

Deutſchland iſt alt geworden, recht alt ſenile
Geſchwätzigkeit und kindiſche Leichtfertigkeit machten in
dieſen Wochen die Stimmung überhaupt das Wort
und bloß das Wort, regiert ſeit Jahren, die Taten
bleiben aus oder ſie ſind ſolche, deren wir uns ſchämen
müſſen. Angefangen hats mit dem Zeitalter der un
verantwortlichen gekrönten Redner, der offiziöſen Kom
mentare und der amtlichen und halbamtlichen Demen
tierungsapparate. Anfangs iſt man freilich erſchrocken,
wenn in den Reden bei allerhöchſten Diners die Kanonen
blitzten und die Säbel ſchepperten; wenn der Allmächtige
zur allerhöchſten Hilfeleiſtung kommandiert wurde
da hat ſich der ungebildete Haufe wohl im Schreck
bekreuzt und die Großmutter hat im „Himmelſchlüſſel“
ſich das Gebet für Kriegsnöten angemerkt. Weil aber
die Rednerkanonen immer fort donnern, während ihre
eiſernen Schweſtern ſeit 40 Jahren ruhig im Zeughaus
liegen, da hat man ſich gewöhnt bei vielem zu denken:
„Theaterdonner!“ So wars auch mit den vielen
Fürſtenworten von großen idealen Friedenswerken“.
Alles bloß „Theaterrummel“. Hat bloß ſeine Richtig
keit, wenn man dabei zum Beiſpiel an den Geldſack
der Firma Krupp denkt, dieſes Friedenswerk hat ſich
allerdings lieblich gerundet.

Mit dem Sinn für ernſthafte Worte, die durch
Taten ihre Belegſchaft finden, iſt auch untergegangen
der Sinn für die Verantwortlichkeit des Wortes und
für die Pflicht des Mannes, zu ſeinem Wort zu ſtehen.
Die darin den abſchüſſigen Weg zuerſt beſchritten,
konnten freilich auch nie verantwortlich gemacht werden.
So kommt und kam es, daß in den letzten Jahren ſo
viele Worte fielen, die dementiert werden mußten.
Dementieren heißt nach heutigem Begriff: Ein Wort



leugnen, das zwar gefallen iſt, aber das niemand ver
antworten will.

Ganz richtig ſpricht ein Blatt von „Mächten zweiten
Ranges“, die ſiv dieſe bequeme Art in Worten zu
machen angerignet hat. Es iſt ja geſchwind dementiert.
Wie einfach!

Die Wahrheit über die Warenhäuſer und
Konſumvereine.

Die Geſchäftspraktiken der Warenhäuſer und ihre
zahlreichen Mittel, die Käufer zu blenden und anzu
locken, um dann den geringeren Gewinn an den ver
ſchiedengrtigſten Lockartzkeln dürch einen weit über das
übliche Maß der Detailliſten hinausgehenden Verdienſt
wieder wettzumachen, haben wir ſeit Jahren beleuchtet
Ein derartig s Geſchäftsgebahren hat erſt neuerdings
eine dedeutende ſtaatliche Jnſtitution, die ſtaatliche
Fiſchereidir-ktion in Hamburg gegen die Warenhäuſer
mobil gemacht, die durch ihren billigen Fiſchverkauf
auch den Ruin der Fiſchhändler herbeizuführen drohen
Groß Entrüſtung rief die Mitterlung hervor, daß ein
größeres jüdiſches Warenhaus in Hamburg zu dem
chriſtlichen Werhnechtsfeſt eine Ausſt llung veranſtaltet
hat und ein Preisansſchreiben für die beſten hierüber
verfaßten Schülerounätze erlaſſen hat. Jn dem Preis-
gericht v finden ſich ſogar die Volksſchullehrer, die auf
dieſe Wiſe die Kinder und ihre Eltern an die Juden
verraten. Ein Produkt des Großkapitals, das nach
außen hin ſo eifrig von der Sozialdemokratie bekämpft
wird, ſind auch die ſozialdemokratiſchen Konſumvereine,
die im letzten Jahre ber einer Mitgliederzahl von
I Millionen einen Kmſatz von über 600 Millionen
erzülten. Jn welchem Umfang die Konſumvereine
großkapitaliſtiſche Unternehmung n darſtellen, geht
dar us hervor, daß z. B. der große Hamburger Kon
ſumverein „Produktion“ allein 181 Ladengeſchäfte,
62 Wohnhäuſer, Sparkaſſeneinrichtungen mit zehn
Millionen Mark Einlagen und ein eigenes Gut beſitzt,
in dem die Förderer des Schnapsboykotts ſogar eine
Schnapsbrennerei angelegt haben. Statiſtiſche Auf
ſtellungen haben ergeben, daß die Waren der Konſum
vereine durchſchnittlich 16 Prozent teurer verkauft
werden als in den Detailgeſchäften.

Wir haben fortgeſetzt behauptet, daß mit
den Verbrechern viel zu viel Staat gemacht wird. An
ſtatt die gewohnheitsmäßigen Verbrecher einfach zum
Schrecken der Allgemeinheit am nächſten Laternenpfahl
aufzubaumeln, ſteckt man ſie auf. Jahre in die ſogen.
Zuchtanſtalt, um ſie nach Verbüßung der Slrafe auf
die Menſchheit loszulaſſen.

Wer ſolchen Verbrechern körperlich wehe tut, bevor
er nicht ſelbſt halb tot geſchlagen iſt, alſo, Notwehr
eingetreten iſt, der wird noch beſtraft!

Jn Eßlingen hatte in ſeinem Gartenhäuschen ein
Beſitz r öfter unerwünſchten Beſuch erhalten, er ſtellte
neben Bierflaſchen einige Flaſchen mit Zyankali. Der
Einbrecher kehrte wieder, glaubte die Weinflaſchen
leeren zu ſollen und ging dabei kapot. Es gab zwar
einen Enbrecher weniger, die Strafkammer aber meinte,
du haſt einen Verbrecher fahrläſſig getötet, nun denke
10 Tage im Gefängnis darüber nach.

„Wir ſind nur Einbrecher, keine Mörder“.
Jn einer Juninacht des vergangenen Jahres er

wachte der Weinhändler Bronner in Wiesloch durch
ein Geräuſch. Als er Licht machte, ſah er vor ſeinem
Bett und dem ſeiner Frau zwei Leute ſtehen, die dem
Ehepaar gezückte Meſſer vorhielten. Der eine von
ihnen erklärte dann dem Ehepaar, es möge ſich be
ruhigen, denn ſie ſeien „nur“ Einbrecher, keine Mörder.
Der Mann mußte dann den Räubern ſein im Haufe
vorhandenes Geld ausliefern. Weiter zwangen ſie ihn,
ſich anzuziehen und den einen von ihnen nach dem
Geſchäftshaus zu begleiten. Bronner mußte dies auf
ſchließen und ſein Begleiter raubte das vorhandene
Geſchäftsgeld.

Das Schwurgericht in Mannheim konnte nur einen
davon zu ſechs Jahren Zuchthaus verurteilen, der
andere war entwiſcht.

Man fragt ſich, iſt dies eine Strafe für derartige
Räuber, die das Ehepaar ohne Federleſen abgeſchlachtet
häiten, ſobald ſich dieſes gemuckſt hätte, und ſolches
Viehzeug wird noch ordnungsmäßig verpflegt. Wir
meinen, aufräumen mit dieſem Geſindel der Eßlinger
Gartenhausbeſitzer hat ja das Rezept verraten.

Unſere Jurisprudenz iſt mit der Zeit nicht fort
geſchritten ſie leidet am Humanitätsduſel.

Jn Daniels Löwengrube wurden die beiden
moſaiſchen Mitbürger Jacob und We oritz Fackenheim,
weil ſie haben gehörig beſaibelt Juden und Chriſten,
abgeführt. Nun ſollen ſe nachdenken über die an den
Tag gelegte Schläue. Jm Unterſuchungsgefängnis
wird wohl nicht koſcher gekocht, da werden den Beiden
dicke Erbſen mit Speck wohl kaum munden; na, der
Menſch gewöhnt ſich an alles, auch der Jude.

Am Sonntag zuvor fiel der kleine Fackenheim auf
der „Bergſchenke“ auf, wo er ſich am Konzert ergötzte
und mit erhobener Naſe im Lokal einherging. Ob er
wohl damit hat ſagen wollen, daß nicht jeder verſteht
Mieten einzukaſſieren und dieſe nicht abzuführen?

Bekanntmachungen
der Rechtskonſulenten-zJnnung für die Provinz

Sachſen, Thüringiſche Staaten und das
Herzogtum Anhalt.

Wieder einer
T der in Halle a. S.

keine Rechtshilfe zu
finden ſcheint. Der

Baunmſchulenbeſitzer
Max Hut hat ſein
„Recht“ imdie Hände
der Handelsauskunf

J tei „Terra“ Ham-
2 burg gelegt, welche

einen Schuldner in
Halle droht mit
e allen zu Gebote

E ſtehenden Mitteln
vorgehen zu wollen.

Viel Glückl St. Bl.
8 Der Kollege Lemmrich in Zella hält es nicht für

richtig, eine Zeilung zum Organ zu nehmen, die ſich
feſtgelegt hat für den Antiſemitismus, der nahezu keine
Stütze mehr im Reichstag hat und auf den allein wir
uns niemals verlaſſen dürfen. Wir müßten vielmehr
jede Parteipolitik ausſcheiden und ſämtliche Parteien
für uns zu gewinnen ſuchen.

Klug reden kann man ſchon, aber die Meinung
wahr zu machen iſt ſchwer. Herr Kollege Lemmrich

mag uns mitteilen, wenn er alle Parteien gewonnen
hat. Zu den Parteien im Reichstag gehört aber auch
die Wirtſchaftliche Vereinigung. Die Antiſemiten.

Herr Lemmrich ſcheint in ſeinem Studium noch
nicht bei der Judenfrage angelangt zu ſein. Wenn er
die Halleſche Reform“ eine Zeit lang geleſen hat,
dann wird er unſeren gefährlichſten Feind auch erkannt
haben.

3PO. S 91. RAGebO. S 38. Wird nach er
yobenem Widerſpruch gegen ein n Zahlungsbefehl über
meht als 600 Mark der Rechisſtreit an das LG. ver
wieſen und iſt der Rechtsanwalt, der den Zahlungs
befehl erwirkt hat, beim LG. nicht zugelaſſen, ſo daß

der Kläger für das Verfahren vor dem LG. einen an
deren RA. beſtellen muß, dann fragt es ſich, ob der
unterliegende Bekiagte die Mehrkoſten zu erſtatten hat.
Das Kammergericht und das OLG. Dresden haben die
Frage b jaht, das OLG. Naumburg hat ſie verneint;
vgl. d. Ziſchr. 1911, 169, 269; 1912, 57. Neuerdings
hat das OLG. Naumburg Beſchluß v. 7. 7. 13, 4 W
9713). die Frage auch für den Fall verneint, daß der
Anſpruch vor Erlaß des Zahlungsbefehls zwiſchen den

Parteien zweifelsfrei feſtgeſtellt war, da der Kläger
von vornherein damit habe rechnen müſſen, daß der
Beklagte, um Friſt zu gewinnen, Widerſpruch erheben
werde gerade für dieſen Fall hot das OLG. Dres
den die Frage be jaht. Das OLG. Karlsruhe vejaht
die Frage im Beſchluſſe vom 2. 9. 1913, 2. I. BS.
6713, ganz allgemein. Da für das Mahnverfahren

kein Anwaltszwang beſteht, iſt der Gläubiger nicht be
ſchränkt auf die Anwälte, die bei dem LG. zugelaſſen
ſind, an das im Falle der Erhebung des Widerſpruchs
der Rechtsſtreit zu verweiſen iſt. Die hierdurch ent
ſtehenden Gebühren und Auslagen ſind dem Gläubiger
unter allen Umſtänden zu erſetzen, da die Vorſchrift
des S 505 Abſ. 3 Satz 2 nicht im S 697 3PO. auf
genommen iſt.

Das iſt u E. der einzig richtige Standpunkt, Die
Anwaltsgebühren ſind nach feſtſtehender Rechtſprechung
unter allen Umſtänden zu erſtatten. Dem Gläubiger
iſt das Recht gegeben, das Mahnverfahren zu be
ſchreiten. Er iſt vom Geſetz an keinen beſtimmten An
walt gebunden. Erhebt der Schuldner Widerſpruch
und wird er ſpäter doch verurteilt, ſo muß er alle
notwendigen Koſten tragen. Und dazu gehören in
allererſter Linie die, die durch ſeinen unbegründeten
Widerſpruch entſtanden ſind.

ZPO. S 811 Z. 5. Ein Booteverleiher gehört
nicht zu den durch S 811 Z. 5 geſchützten Perſonen

Mietverträgen und der Ausnutzung ſachlicher Betriebs
mittel, während ſeine perſönlichen Leiſtungen nur in
dem Anweiſen und Abſtoßen der Boote ſowie im Ein
kaſſteren des Mietpreiſes beſtehen. (LG. Altona,
20. 4. 11, DGVZ. 1913, 112.)

ZPO. 8 828 ff. Die Pfändung von Pfand
ſcheinen im Wege der Zwangsvouſtreckung in das be
wegliche Vermögen iſt unzuläſſig denn Pfandſcheine
ſind nicht Wertpapiere, ſondern Legitimationspapiere.
Pfändbar iſt nur der dem Pfandſcheine zugrunde
liegende Rückforderungsanſpruch des Verpfänders gegen
über dem Pfandgläubiger. Dieſe Pfändung hat gemäß
8 828 ff. 3PO. nach den Vorſchriften über die
Zwangsvollſtreckung in Forderungen durch das Voll
ſtreckungsgericht zu erfolgen. (DGV8. 1913, 108.)

3ZPO. S 114. Der Ehemann iſt nicht deswegen,
weil er verpflichtet iſt, Anwalts und Gerichtskoſten
vorſchuß für ſeine Frau zu leiſten, auch berechtigt, die
Zulaſſung ſeiner Frau zum Armenrecht zu beantragen,

denn er zieht ſeinen Erwerb aus dem Abſchluß von

denn Anſpruch auf Bewilligung des Armenrechts hat
nur die prozeßführende Partei. Ein allgemeines Recht
des Mannes, die Frau vor Gericht zu vertreten, be
ſteht nicht. (OLG. Braunſchweig 27. 9. 12, OAGRſp.
27, 54.)

3PO. F 181. Begriff der „Wohnung“.
Wohnung im Sinne des S 180 Abſ. 2, 181 3PO.
iſt eine Räumlichkeit, welche die Perſon, der zugeſtellt
werden ſoll, tatſächlich zum Wohnen benützt. Sie
kann ihrer Beſtimmung bei längerer Abweſenheit nur
erhalten bleiben, ſofern die Rückkehr zu erwarten iſt;
eine Wohnung iſt aber nicht mehr vorhanden, wenn
ſie dauernd ohne die Abſicht der Rückkehr verlaſſen
wurde. Daß das Mietverhältnis rechtlich bis zum
Ablauf der vertraglichen Mietzeit noch beſteht und die
Räumlichkeit mit Wiſſen und Willen des Mieters von
Angehörigen ausgenützt wird, iſt ohne Belang. (OLG.
München 21. 8. 21, BayRZ. 1913, 308.) Vgl. d.
Ztſchr. 1913, 18.
Eine Klage gegen den Berliner Polizeipräſidenten.

13 Jahre Jrrenhaus.
Einer gegen den Polizeipräſidenten von Berlin ge

richteten Verwaltungsſtreitſache, die den Bezirksausſchuß
beſchäftigte, lag eine erſchütternde Dorfe Tragödie zu
grunde. Der Ackerwirt Zimmel in Weſtpreußen führte
im Jahre 1893 einen Zrvilprozetz um Rückzahlung
eines Darlehnsreſtes von 100 Mark. Er wurde von
dem Beklagten dann jn einer Strafanzeige beſchuldigt,
in dieſer Sache verſucht zu haben, zum Meineid zu
verleiten. Zimmel, der behauptete, daß es ſich nur
um eine harmloſe Redewendung handelte, wurde in
Unterſuchungshaft genommen. Als er nach faſt ein
jähriger Dauer dieſer Haft zur Verhandlung vor dem
Schwurgericht in Konitz vorgeführt wurde, ſtürzte er
ſich zum Fenſter hinaus und erlitt ſchwere Verketzungen.
Nach längerer Krankenhausbehandlung entlaſſen, blieb
er bis zum 18. Dezember 1900 auf ſeiner Wirtſchaft.
An dieſem Tage wurde er auf Anordnung der Staats
anwaltſchaft zum Zwecke der Beobachtung ſeines
Geiſteszuſtandes auf ſechs Wochen der Jrrenanſtalt in
Neuſtadt in Weſtpreußen überwieſen und am 26. Ja
nuar 1901 wieder aus der Anſtalt entlaſſen. Das
ſchwebende Strafverfahren wurde auf Grund des Gut
achtens der Anſtaltsdirektion eingeſtellt, weil Zimmel
inzwiſchen in Geiſteskrankheit verfallen ſei. 14 Tage
darauf wurde Z. auf polizeiliche Anordnung von ſeiner
Wirtſchaft nach der Jrrenanſtalt zurückgebracht, da er
durch das Gutachten der Anſtaltsdirektion für gemein
gefährlich erklärt worden war. Alle ſeit einem Jahr
zehnt geſtellten Anträge der Ehefrau auf Entlaſſung
des Jnternierten ſcheiterten an dem auf das Gutachten
der Anſtaltsdirektion geſtützten Widerſpruch der Polizei
behörde. Jm Jahre 1912 wurde dann beim Polizei
präſidenten in Berlin der Antrag geſtellt, die Zu
ſtimmung zur Entlaſſung des Jnternierten zu ſeinen
in Berlin wohnhaften Töchtern und Schwiegerſöhnen
zu erteilen. Aber auch dieſer Antrag wurde auf Grund
einer Aeußerung der Anſtaltsdirektion vom 18. Okto
ver 1912 zurückgewieſen. Nunmehr erhob R.A. Dr.
Ehrenfried als Prozeßbevollmächtigter der Frau Klage
beim Bezirksausſchuß auf Aufhebung dieſer polizeilichen
Verfügung. Der Polizeipräſident von Berlin ließ
nunmehr auch ſeinen Widerſpruch gegen die Entlaſſung
des Z. fallen, beantragte jedoch, die Koſten des Rechts
ſtreils dem Kläger aufzuerlegen. Ber Bezirksaus
ſchuß erkannte: „Die angefochtene Verfügung des Be
klagten vom 6. November 1912 wird außer Kraft ge
ſetzt. Die Koſten des Verfahrens werden dem Be
klagten zur Laſt gelegt.“ Mit Rückſicht auf dieſes
Urteil wurde Zimmel nach faſt 13jähriger Jnter
nierungsdauer auf Anordnung des Landeshauptmanns
der Provinz Weſtpreußen aus dem Irrenhauſe
entlaſſen.

Verhaftung eines Leipziger Rechtsanwalts
in Mailand.

Der ſeit einiger Zeit in Mailand anſäſſige Leipziger
Rechtsanwalt Paul Martin Groſſe iſt von der dortigen
Polizeibehörde verhaftet worden. Das Leipziger Gericht
hatte Groſſe, wie erinnerlich ſein wird, wegen Sittlich
keitsverbrechens zu acht Monaten Gefängnis verurteilt.
Groſſe flüchtete jedoch damals nach Mailand, wo jetzt
ſeine Feſtnahme auf Veranlaſſung des deutſchen Konſuls
erfolgte.

Ein Rechtsanwalt in Haft.
Auf Veranlaſſung des erſten Staatsanwalts in

Hannover iſt in Bad Pyrmont der Rechtsanwalt und
Notar Wellhauſen verhaftet worden. Wie verlautet,
werden ihm Unregelmäßigkeiten in der Geſchäfts
führung zur Laſt gelegt. Rechtsanwalt Wellhauſen
kam erſt vor etwa vier Jahren von Hannover nach
Pyrmont, wo er bald eine umfangreiche Praxis hatte.
Er iſt unverheiratet.

Der Staatsanwalt Ahrens
in Kottbus hat ſich im Jahre 1910 ſeine Gattin in
London antrauen laſſen, ſeiner Behörde machte er keine
Mitteilung. Warum? Die Ehe wurde lange Zeit
geheim gehalten. Weshalb? Die Gattin wurde Pro-
kuriſtin der Firma Leo Schiffmann Co. in Berlin.



Staatsanwalt dies?
Aus welchem Grunde? Warum duldete der Herr

e Die Gattin half bei den Be
trügereien ihrem Chef, beide verſchwanden, ſie wurden
gefaßt, Schiffmann ſitzt bereits ſechs Wochen in Moabit
in Unterſuchung und jetzt iſt die Staatsanwaltsgattin

Fräulein Fränkel eingelocht. Nicht etwa durch
gewöhnlich ſterbliche Kriminalbeamte, ſondern durch
höhere Beamte aus Berlin. Wozu der Unterſchied?
Leo Schiffmann, Fränkel klingen recht moſaiſch.

Der Dungſtoff in der Sackleinewand.
Eine wenig vornehme Praxis der Veltheimſchen

Gutsverwaltung in Stolpe kam dieſer Tage in einer
Gerichtsverhandlung zur Sprache. Eine Wagenladung
voll leerer Säcke kauften im Juli v. J. der Händler
Leopold Quade und der Kutſcher Paul Schimpe aus
den Beſtänden des von Veltheimſchen Gutes in Stolpe.
Die Säcke enthielten vorher ChileSalpeter und von
dem Inhalt hafteten noch Ueberbleibſel an der Sack
leinwand. O. und Sch. ſäuberten die gekauften Säcke
und es gelang ihnen dadurch, von dem teuren Dung
ſtoff noch etwe 10 Pfund herauszukratzen, welche
ſie für ſich zum anderweitigen Verkauf behielten. Jn
dieſer Handlungsweiſe wurde von der Veltheimſchen
Verwaltung Grund zur Anzeige wegen „rechtswidriger
Aneignung einer fremden beweglichen Sache“ erblickt
und Anklage wegen Diebſtahl gegen die beiden findigen
Käufer der Säcke erhoben, weil ſie zwar Säcke gekauft
hatten, aber nicht die Reſte des ChileSalpeter. Beide
waren indeſſen vom Oranienburger Schöffengericht
damals freigeſprochen. Der Amtsanwalt hatte nun
gegen die Freiſprechung Berufung eingelegt und geltend
gemacht, daß unbedingt wenn nicht wegen Diebſtahls, ſo doch
wegen Unterſchlagung eine Verurteilung erfolgen müſſe. Die
Sache beſchäftigte daher nochmals die 6. Strafkammer
des Berliner Landgerichts III. Jn der umfangreichen
Verhandlung um 10 Pfund Dungſtoff machten die
Verteidiger Rechtsanwalt Dr. Davidſohn und Juſtizrat
Dr. Hanquet zur Entlaſtung ihrer Klienten geltend,
daß dieſe in durchaus erlaubter Weiſe gehandelt haben,
ſich ſtützend auf Brauch und Sitte im Verkehr. Der
hierüber vernommene gerichliche Sachverſtändige be
ſtätigte in ſeinem Gutachten vor der Strafkammer die
Einwendungen der Verteidigung, die darin gipfelten,
daß es, ebenſo wie den Angeklagten, niemand verwehrt
werden könne, z. B. beim Einkauf von leeren Salz-
ſäcken, den der Sackumhüllung anhaftenden Salzreſt
zu verwerten, was u. a. auch zur ſtändigen Friſch
haltung von Schweizerkäſe in Lagerräumen üblich ſei.
Der Gerichtshof beſtätigte auf Grund des Ergebniſſes
der erneuten Beweisaufnahme das vom Amtsanwalt
angefochtene FreiſpruchsUrteil und verwarf die Be
rufung des Amtsanwalts, a

Aufgetriebene Konſervenbüchſen gelten als

verdorben.
Das Düſſeldorfer Schöffengericht hatte letztens über

folgenden Fall zu verhandeln: Jn einem Lebensmittel
geſchäft wurden bei einer Reviſion aufgetriebene Kon
ſervenbüchſen gefunden. Der Jnhaber des Geſchäfts
ſetzte ſeinen Lieferanten hiervon in Kenntnis, der ihm
jedoch erwiderte, daß die Ware nicht verdorben ſei und
ohne Bedenken verkauft werden könnte. Es ſtellte ſich
indes heraus, daß beim Oeffnen die entwickelten Gaſe
ziſchend entwichen und einen unangenehmen, widerlichen
Geruch verbreiteten. Obgleich der Beklagte vor Gericht
zu ſeiner Verteidigung hervorbrachte, daß er ſelbſt un
gefährdet von dieſer Ware genoſſen habe und ihm auch
keinerlei Klagen ſeitens ſeiner Kunden, unter denen ſich
auch Hotels befänden, zu Ohren. gekommen ſeien, er
kannte das Gericht auf 100 Mk. Geldſtrafe wegen
fahrläſſiger Handlung. Das Urteil wurde damit be
gründet, daß die ſich in aufgetriebenen Konſervenbüchſen
befindenden Lebensmittel als verdorben anzuſehen ſind,
da die ſich entwickelnden Gaſe ein Zeichen für die be
reits ſtattfindende Zerſetzung ſind.

Darf eine Jnnung ihren Mitgliedern die Ausgabe
von Rabattmarken verbieten?

Mehrere Mitglieder der Bäcker und Konditor
Zwangsinnung in DuisburgMeiderich hatten entgegen
einem Jnnungsbeſchluß beim Verkauf von Backwaren
Rabattmarken zugegeben und waren deshalb vom
Jnnungsvorſtande in eine Geldſtrafe von je 10 Mark
genommen worden. Gegen die Beſtrafung erhoben ſie
Beſchwerde beim Oberbürgermeiſter mit der Begründung,
daß durch das Rabattmarken-Verbot den Jnnungs
mitgliedern die Hände völlig gebunden ſeien. Durch
die Rabattgewährung ſeitens der Kolonialwarenhändler
auf Brot und Backwarxen würden die Bäcker in erheb
licher Weiſe geſchädigt, und es ſei erwieſen, daß einzelne
jener Geſchäfte ihren Brotumſatz infolge Gewährung
von Rabattmarken verdoppelt hätten. Zudem ſei der
Beſchluß auch ungeſetzlich, weil er gegen die Beſtimmung
des 8 1009 der ReichsGewerbeordnung verſtoße, der
beſage, daß die Jnnung ihre Mitglieder in Feſtſetzung
der Preiſe ihrer Waren oder Leiſtungen oder in der
Annahme von Kunden nicht beſchränken darf, und ent
gegenſtehende Beſchlüſſe ungültig ſind. Die Jnnung
dagegen vertrat den Standpunkt, daß ſie nach ihren

fugt ſei, diejenigen Einrichtungen und Maßnahmen zu
treffen, die verhindern, daß einzelne Jnnungsmitglieder
ſich auf Koſten anderer Vorteile verſchaffen. Der
Oberbürgermeiſter beſtätigte die Strafverfügungen; es
liege zweifellos im gemeinſamen Intereſſe aller Jnnungs
mitglieder wenn die Jnnung verhindere, daß ſeitens
einzelner Mitglieder Rabattmarken an die Kunden ab
gegeben würden, da dies jedenfalls zum Teil auch in
der Vorausſetzung geſchehe, den Umſatz zu ſteigern und
den Kundenkreis auf Koſten der übrigen Handwerker
zu vergrößern. Ein Verſtoß gegen S 1000 der Reichs
Gewerbeordnung liege in dem Beſchluſſe nicht, weil es
ſich nicht um eine Beſchränkung der Jnnungsmitglieder
in der Annahme von Kunden handle.

Geheimhaltung von Sichernngsverträgen Ver
ſtoß gegen die guten Sitten.

Jn neuerer Zeit gehören im Geſchäftsleben Ver
träge nicht zu den Seltenheiten, durch die ein bisher
felbſtändiger Geſchäftsmann ſeine geſamten gegenwärtigen
und zukünftigen Waren und Außenſtände einem einzelnen
Gläubiger zu deſſen Deckung überträgt und ſich diefem
gegenüber derartig bindet, daß er vollſtändig in deſſen
Hände gegeben iſt. Solche ſogenannte Knebelungs
verträge verſtoßen, wie das Reichsgericht wiederholt
entſchieden hat, gegen die guten Sitten und find des
halb dem Schuldner gegenüber nichtig. Jhre abſicht
liche Geheimhaltung zu dem Zwecke, den Schuldner
weiterhin als zahlungsfähig erſcheinen zu kaſſen und
andere Perſonen zur Lieferung von Waren oder Ge
währung von Kredit zu veranlaſſen, bedeutet eine vor
ſätzliche Schädigung im Sinne des 9 826 BGB. und
verpflichtet den Gläubiger, zu deſſen Gunſten der Ver
trag geſchloſſen iſt, zum Schadenerſatz.

Das iſt vom Reichsgericht in einem Rechtsſtreit
ausgeſprochen worden, der für die geſamte Geſchäfts
welt von großem Intereſſe iſt: Die Firma L. in Glatz
ſchuldete einer Bank im Okt. 1908 rund 382 000 M.,
wovon 150 000 Mk. durch Wertpapiere und Hypotheken
gedeckt waren. Am 19. Oktober ſchloß die Firma mit
der Bank einen Vertrag, durch den ſich die letztere
verpflichtete, den Kredit in dieſer Höhe zunächſt bis
zum 1. Juli 1909 fortzugewähren und noch einen
weiteren Kredit von 10 000 Mark zu Verfügung zu
ſtellen, wogegen die Firma zur Sicherheit alle vor
handenen und zukünftigen Außenſtände an die Bank
abtrat; alle Fakturen ſollten den Vermerk erhalten,
daß die Zahlung an die Bank zu leiſten ſei; weiter
verkaufte die Firma der Bank ihr geſamtes Waren
lager für 133 000 Mk. und verpflichtete ſich, jederzeit
ein Lager von annähernd gleicher Größe zu unter
halten.

in der Zeit von Januar 1909 bis März 1910 Waren
auf Kredit geliefert; es ſteht ihr hieraus ein Guthaben
von 30 000 Mk. zu. Am 22. April 1910 fiel die
Firma L. in Konkurs; im günſtigen Falle werden

mindeſtens 50 Proz. der Forderungen ausfallen. Für
dieſen Ausfall macht die Berliner Firma H. die Bank
verantwortlich; ſie hat gegen dieſe eine Klage auf
Schadenerſatz erhoben, indem ſie geltend macht, in der
heimlichen Entziehung aller Deckungsmiktel der Firma
L. liege ein gegen S 826 BGB. verſtoßendes Verhalten
der Bank. Landgericht und Oberlandesgericht Breslau
haben die Bank zum Schadenerſatz verurteilt. Jn
gleichem Sinne entſchied das Reichsgericht, das die
Reviſion der Bank zurückgewieſen hat. Die Entſcheid
ungsgründe des Reichsgerichts führen unter anderem
aus: Jm Anſchluß an die bisherige Rechtſprechung des
Reichsgerichts muß daran feſtgehalten werden, daß
ſolchen Verträgen die rechtliche Anerkennung zu ver
ſagen iſt, durch die ſich der Schuldner ſeines geſamten,
dem Geſchäftsbetriebe dienenden Vermögens einſchließ
lich des künftigen Erwerbes zugunſten eines Gläubigers
entäußert, durch die er tatſächlich zum Werkzeuge dieſes
Gläubigers wird, während nach außen hin der Schein
eines ſelbſtändigen Gewerbebetriebes aufrecht erhalten
bleibt. Daß dieſe Vorausſetzungen hier vorliegen, er
gibt der Vertrag ohne weiteres. Die Geheimhaltung
eines derartigen Rechtsverhältniſſes- entſpricht nicht den
Bedürfniſſen eines geſunden Verkehrs. Die Lieferanten
mußten annehmen, daß ſie es noch mit der früher an
geſehenen und kreditwürdigen Firma L. zu tun hatten,
während ſie in Wahrheit einem Schuldner lieferten,
der keine greifbaren Deckungsmittel beſaß. Aus der
Nichtigkeit des Vertrages folgt freilich woch nicht die
Berechtigung des klägeriſchen Schadenanſpruchs. Dieſer
ſtützt ſich aber auf das geſamte Verhälten der Bank.
Das Oberlandesgericht findet mit Recht in der Kredit
gewährung der Bank an die Firma L. unter den ver
einbarten Bedingungen in Verbindung mit der Geheim
haltung der ſo geſchaffenen geſchäftlichen Beziehungen
einen Verſtoß gegen die guten Sitten, weil hierdurch
der Firma L. der ihr nicht zukommende Anſchein der
Kreditwürdigkeit bewahrt und die Lieferanten getäuſcht
wurden, die glauben mußten, daß ſie es mit einem
unter normalen Verhältniſſen arbeitenden Unternehmen
zu tun hätten. Die Bank wird in erſter Linie wegen
ihres eigenen Verhaltens verantwortlich gemacht, für

Satzungen und nach S 81b der Gewerbeordnung be das Verhalten der Firma L. iſt ſie nur ſoweit verant

Eine Berliner Firma H. hat nun der Firma L.

wortlich, als es ihrem Willen entſprach. Daß die
Firma neue Beſtellungen machte, war aber in ihrem
Sinne, denn ohne Beſtellung war das Lager nicht auf
der vertraglichen Höhe zu halten, ebenſo auch die Ge
heimhaltung des Vertrages, weil hierin eine weſentliche
Vorausſetzung für die Möglichkeit der Fortführung
des Geſchäfts beſtand. Auch der zur Anwendung des
S 826 BGvB. erforderliche Vorſatz iſt ausreichend feſt
geſtellt. Das Oberlandesgericht hat in eingehender
Darſtellung ausgeführt, daß die Bank ſchon zur Zeit
des Vertragsſchluſſes eine Schädigung anderer Gläubiger
als möglich vorausgeſehen habe. (Aktenzeichen: VI.
273/13. Urteil vom 27. Oktober 1913.)

Nah und Fern.
Der neue Nationalheilige des Judentums.
Man wird ſchon verſtehen daß das der Held des

Kiewer Prozeſſes iſt. Die geringſten Lebensäußerungen
des ueuen Nationalheiligen werden fein ſäuberlich ver
zeichnet. So teilt uns unter dem 15. Januar die
„PreßZentrale“ folgende erſchütternde Nachricht mit:

Wien, 15. Januar.
Mendel Beilis, der Angeklagte aus dem Kiewer

Prozeß, iſt auf der Durchreiſe nach Paläſting in
Wien eingetroffen. Beilis wird ſich mehrere Tage
in Wien aufhalten, um dann über Trieſt nach Pa
läſting zu reiſen.

Mendel Beilis iſt alſo nach dieſen Mitteilungen
zu ſchließen in die gleiche Reihe mit den regierenden
Perſönlichkeiten geſtellt. Wir werden alſo noch mit
Geduld der weiteren Reiſeſtationen des Herrn Mendel
Beilis harren müſſen, der neueſten Hoheit von der
„Alliance Jſraélite“ Gnaden. Zum Hofanzeiger iſt
mit Recht das „Berliner Tageblatt“ erkoren worden,
das die neueſte Nachricht natürlich der ſtaunenden
Welt mitgeteilt hat.

Der Klub jüdiſcher Mädchenhändler.
Eine liebliche Entdeckung hat man in Warſchau

gemacht. Jn einem dortigen Café iſt man einem
„richtiggehenden“ Klub jüdiſcher Mädchenhändler auf
die Spur gekommen. Aus Südamerika waren vor
kurzem über tauſend „Ruſſen“ wegen Mädchenhandels
ausgewieſen worden, welche nach ihrem Heimatsort
Warſchau zurückkehrten und ſich dort als waſchechte
Juden entpuppten. Die Polizei, welche vom Eintreffen
dieſer Händler unterrichtet worden war, begann ſie
einzufangen, und es gelang ihr ſogar einen ganzen
jüdiſchen Mädchenhändlerklub in Warſchau feſtzuſtellen,
der in einem bei der Börſe gelegenen Café ſeine Zu
ſammenkünfte abhielt. Es konnte feſtgeſtellt werden,
daß alle dieſe Mädchenhändler ein äußerſt elegantes
Aeußere aufweiſen und ihr ſchmutziges Geſchäft durch
Hunderte von Unteragenten und Schleppern ſowie Zu
hältern in großem Maßſtabe betreiben. Der Polizei
iſt es gelungen, mehrere derartige Engroshändler“
und ihre Agenten feſtzunehmer und zu entlaven; doch
iſt es bisher nicht gelungen, die ſich über die ganze
Welt erſtreckende weitverzweigte Organiſation aufzu
heben. Die Mädchenhändler gehen bei ihren ſich über
alle Kulturſtaaten ausdehnenden Verbindungen und
Agenturen äußerſt ſchlau zu Werke und finden zahlreiche
Leute, die ihnen den Rücken decken. Jetzt, da ihnen
in Warſchau ihr dunkles Gewerbe für einige Zeit er
ſchwert wird, werden ſie wohl in anderen Großſtädten
des Kontinents „ihre“ Geſchäfte weiterführen.

Der Boykott von Zabern.
Jm Prozeß gegen den Oberſten v. Reuter in Zabern

hat bekanntlich eine Frau Ewers eine Schilderung der
Zuſtände in der kritiſchen Zeit gegeben, die erheblich
zugunſten des beklagten Offiziers ins Gewicht gefallen
iſt. Als Revanche dafür haben ſich die Zaberner
Hetzer zu einem Aufruf zuſammengetan, in dem nichts
mehr und nichts weniger als eine Boykottierung des
Zigarrengeſchäfts der Frau Ewers verſucht wird. Frau
Ewers befindet ſich infolge dieſer Aktion ſchon heute
in ſteigender Notlage. Vielleicht iſt es angebracht,
national geſinnte Kreiſe darauf hinzuweiſen und an
das Beiſpiel eines ſchleſiſchen Herrn zu gemahnen, der
an die Zigarrenhändlerin Frau verw. Carl Ewers in
Zabern, Hauptſtraße 60, nicht nur ein ſehr ſchönes
Telegramm geſchickt, ſondern ihr auch Orders erteilt
hat. Dieſe Anregung erſcheint uns löblich und gibt
vielleicht auch anderen. Leütten Anlaß, dem guten Bei
ſpiel zu folgen. Wer gar noch ein übriges tun will,
kann durch die Vermittlung dieſer braven Frau viel
teicht den wackern 99ern, die auf den Truppenübungs
plätzen in Bitſch und Oberhofen nicht gerade ein Daſein
der Freude führen, eine Tabakliebesgabe zukommen
laſſen. Wenn die edelmütigen Zaberner die treu er
füllte Eidespflicht einer alleinſtehenden Frau in ſolcher
Weiſe glauben lohnen zu müſſen, ſo werden ſich ja
wohl auch Andersdenkende im Reiche finden, die den
Ruin der Frau Ewers abzuwenden behilflich ſind.

Preußzens Untergang
wird von der „Gazeta Grudziazka“ wie folgt voraus
geſagt. „Wir ſind überzeugt, daß das Preußentum



c

rotz ſeiner Armee, ſeiner bedeutungsvollen Kanonen,
Mäaſchinenkarabiner uſw. früher oder ſpäter zuſammen
ſtürzen kann, ſobald ſeine maßgebenden Regierungs
kreiſe ihr Verhalten nicht ändern, denn in Preußen
ſchwindet das, was die politiſchen Weiſen zu allen
Zeiten als die Grundlage der Staaten bezeichnet haben,

der Boden der Gerechtigkeit Die Verhält
niſſe, die heute in Preußen herrſchen, müſſen
zum Falle führen, denn in den maßgebenden Kreiſen,
in denen, welche die Macht und die Gewalt beſitzen,
gibt es niemanden, welcher warnen und die Aufmerk-
ſamkeit darauf lenken möchte, daß Preußen dem Ab-
grunde entgegengeht.“

Die Sorge der Herren Polen um Preußens Zu
kunft iſt geradezu rührend; nur vermeinen wir, daß
das die echte Liebe nicht ſei.

Das Reichstagspräſidium und der Kaiſer.
Das Präſidium des Reichstags unter Führung des

P äſidenten Dr. Kaempf überbrachte dem Kaiſer „die
Glück vünſche der deutſchen Volksvertretung“. Die
Präſidien des. Herrenhauſes und des Abgeordneten
hauſes tafen das gleiche. Während der Kaiſer die
Herren vom Reichstag vorbeidefilieren ließ, ohne be
ſondere Auszeichnung gab er den Herren Präſidenten
v Wedel und Graf Schwerin -Löwitz die Hand und
ſprach ſeinen Dank aus. Die drei Präſidenten des
Reichstags zogen aus dieſer kühlen Behandlung die
Konſiquenz und blieben am Abend der Einladung zur
GalaOper fern. Kluge Leute in der Jeruſalemer
St aße verſuchen ſich taub zu ſtellen und wollen
glauben machen, „daß die Sache ſich doch anders ver
halte O nein, ſo und nicht anders hat ſich der
Hergang abgeſpielt. Ob der Kaiſer dem ganzen Reichs
tag oder nur Herrn Kaempf zürnt, kann natürlich
miemand wiſſen.

„Faſt im Feindesland.“
Ueber einen ſehr bedenklichen Zwiſchenfall, der ſich

in Kolmar zutrug, bringt die „Straßburger Poſt
folgende Meldung:

„Am Montag iſt in Kolmar ein Rekrut des
Dragonerregiments Nr. 14 von einem unbekannten
Ziviliſten in die Hand geſchoſſen und von einem
Offizier in ärztliche Behandlung gebracht worden.
Die Kugel iſt noch nicht entfernt worden. Nähere
Aufklärung des Vorfalls bleibt abzuwarten.“

Jn Zabern wurden Ende Dezember die Schüſſe
auf den Poſten als ein zu früh losgegangener Neu
jahrsfroſch ausgelegt. Vielleicht hat der „unbekannte

Ziviliſt“ jetzt. in Kolmar auch einen Karnevalsfroſch
losgelaſſen. Bei den „Wackes“ ſcheinen aber die
„Fröſche“ etwas gefährlich gebaut zu ſein. Und merk-
würdigerweiſe treffen die einmontierten Kugeln immer
nur Soldaten. Es iſt wirklich dringend geboten, das
Knallvergnügen der „friedliebenden“ Grenzbevölkerung
in der Weſtmark etwas näher in Augenſchein zu
nehmen.

Die Abreiſe des Prinzen zu Wied nach
Albanien dürfte „ſchon in den nächſten Tagen er
folgen. Es ſind dem Prinzen in bezug auf die inter
nationale Anleihe von den Mächten ſo günſtige Zu
ſicherungen gemacht worden, daß ſeine letzten Bedenken
gegen die Uebernahme des albaniſchen Thrones nun
weggefallen ſind. Die albaniſche Thronkandidaten
frage iſt alſo letzten Endes eine Geldfrage. Wird ſich
nun der kfünftige Fürſt von Albanien von Gottes, der
Großmächte oder Rotſchilds Gnaden nennen

Vom Lande. S 11. Da lieſt man in deu
Zeitungen, daß die Münchener Polizei löblicherweiſe
die unſtatthaften Tangotänze verboten hat. Kommt
man aber nach München, dann ſieht man gleich am
Bahnhof zwei Plakate, auf welchem man öffentlich von
einem Tangoinſtitut (lies Tanzinſtitut) zur Erlernung
dieſes verbotenen Tanzes in einem Privathauſe ein
geladen wird. Es wird wohl für einen logiſch ge
bildeten Juriſten nicht allzuſchwer ſein, den Stier
Tango richtig bei den Hörnern zu packen, d. h. das
Verbot in einer ſolchen Form zu erlaſſen, daß niemand
mehr mit der hohen Polizi quaſi Faſtnachtsſcherz treiben
kann. Hoffentlich gelingt das noch vor dem Aſcher
mittwoch, ſonſt war das Verbot nur Reklame!

Tango und die amerikaniſchen Richter.
Um ſich ein klares Bild über den Tanz machen

zu können, welchen alle Leute beſprechen, die wenigſten
aber geſehen haben, beſchloſſen die amerikaniſchen
Richter, den Tango zu erlernen. Angeblich iſt der
Tango, wenn er ſchön getanzt wird, nichts als Gleiten,
ein Dahinhuſchen. Das Halten des Herrn und der
Dame iſt „in den meiſten Fällen“ nur ein loſes.

Jck hau Jhn' det Fleeſch uff'n Kopp!
Ein aufregender Vorfall ereignete ſich am Montag

in der Stubenrauchſtraße in Friedenau. Ein Schlächter
in weißer Schürze und in der einen Hand ein großes
Tranchiermeſſer und in der anderen Hand ein Stück
Rindfleiſch, lief dort ſchimpfend hinter einer gutge
kleideten Dame her, indem er von Zeit zu Zeit rief:

„Jck hau Jhn' det Fleeſch uff'n Koppl Woll'n Sie't
jetzt nehm'?“ Aber die Dame erfüllte trotzdem den
Wunſch des rabiaten Schlächters nicht, ſondern flüchtete
in ihr Wohnhaus. Es handelte ſich um eine Kundin
des Meiſters, die Fleiſch verlangte, beim Verwiegen
aber deſſen Güte bemängelt und um ein anderes Stück
gebeten hatte. Das Auftreten des Schlächtermeiſters,
der in der Nachbarſchaft als Gegner jeder „Freiheit
der Fleiſchwahl“ bekannt iſt, wird noch ein gericht
liches Nachſpiel wegen Bedrohung und Beleidigung
zur Folge haben.

Eine ehrliche Haut iſt das „Berliner Tage
blatt“. Kam uns da zufällig der offizielle Führer
der Brüſſeler Weltausſtellung zu Geſicht. Da leſen
wir auf Seite 126 wörtlich inſeriert: „Die große
deutſche Zeitung, ſozialdemokratiſches Organ, bevorzugtes
Blatt aller Gebildeten ſowie für Handel- und Gewerbe
treibende.“ Denkſt du jetzt an den „Vorwärts“? Ja,
Schnecken! Das „Berliner Tageblatt“ inſeriert ſich
ſelbſt ſo. Alfo gibts doch auch noch oder wenigſtens
gab es 1910 unter den Juden ehrliche Leute.
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Bei Einkäufen empfehlen sich:
Alexander Blau

Tapisserie, Posamenten, Trikotagen und Woll waren.

Geschäft besteht seit 1853. Leipzigerstrasse 99,

Riehargd Elze

Grösste Auswahl in Posamenten, Trikotagen, Kurz-, Woll-
und Weiss waren. Neu aufgenommen: Putz.

Gegründet 1883. Marktplatz G,
M. F. Wollmer

Strumpfwaren, Trikotagen, Woll waren.
Gr Ulrichstrasse 4

Posamenten,
Gegründet 1769.

H. Schnee Hachf., A. F. Ebermann.
Spezialität Trikotagen, Strümpfe,

Gr Steinstre Nr. 84.
Gust. Liehermann

Herrenartikel, Wäsche, Trikotagen, Strümpfe, Wollwaren.
Geiststre 42-

Moclerne Krawatten
Oberhemden

Weiss und farbig, fertig und nach Mass.

Träger, Sockenhalter, Unterzeuge,
Herren Socken, elegante Lederwaren.

Handsehuhe
in Stoff und Leder, für Damen und Herren

C. Grötzner, Inh.: Ernst Aug. Schmidt
Grosse Steinstrasse 1I, Ecke Ulrichstrasse

F7F1 I

Rechts u. Steuer
Sachen, ſowie

Seſtamente, Verkräge
jeder Art werden ſachgemäß bearbeitet

durch
C. Schröder, Volksanwalt

Mittelſtraße 6 II.
Sonntags bis 1 Uhr 2u ſprechen.

EA S Parterre und l. Etage

Strohhut Gäsche.
Annahme aller Arten

Damen-Strohhüte zum Waschen nach den
neuesten Formen der Saison

Vorzügliche Panamawäsche

Amancda Stegmann Haase
Telephon 3099.

Gr Steinstrasse 83.

zur Konfirmationempfehle in hervorragend grosser Auswahl aparte Neuheiten in

Kleiderstoffen, schwarz, weiss und farbig-
Sammet, die grosse Mode-

Fertige Konfirmandenkleider, schwarz, Weiss, farbig.

m Kostüme, Kostümröcke, Blusen, Paletots
Jacketts, Golfjacken, VUnterröcke-

Billigst gestellte Preise-
Anerkannt tadellose Massanfertigung zu mässigen Preisen,

Theodor Rühlemann
Leipziger Str- 97. Mitglied des Rabatt Spar- Vereins.

Emil Höschel
Gr. Ulrichstrasse 52.

Fernruf 3055.

Vorteilhaftes Angehbot!

Weiches
s IPique-

Oberhemcdl
i. 4,50

bei

3 Stück Mk. I2.
Mitglied des Rabatt Spar-Vereins.

Verleger und verantwortlicher Redakteur: C. Schröder, Halle a. S., Mittelſtraße 6. Druck von Carl Gleditzſch, Halle a. S., Geiſtſtraße 19, Fernruf 902.
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